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Beschlußempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 

zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 10. September 1984 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Burundi über die Förderung 
und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 
— Drucksache 10/3286 — 

A. Problem 

Förderung und Schutz deutscher Kapitalanlagen im Ausland 

B. Lösung 

Bilaterale Vereinbarungen zum Schutz von Auslandsinvesti-
tionen auf völkerrechtlicher Basis. 

C. Alternativen 

keine  

D. Kosten 

keine 

Große Mehrheit im Ausschuß 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 10/3286 — unverändert nach der Vorlage 
anzunehmen. 

Bonn, den 19. Juni 1985 

Der Ausschuß für Wirtschaft 

Dr. Unland 

Vorsitzender 

Auhagen 

Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Auhagen 

I. Inhalt 

'Die Bundesregierung fördert deutsche Direktinve-
stitionen in Entwicklungsländern u. a. durch Garan-
tien gegen politische Risiken und durch zinsgün-
stige Kredite. Der Förderung und dem Schutz priva-
ter Kapitalanlagen in Entwicklungsländern dienen 
auch die Investitionsförderungsverträge, welche die 
Bundesrepublik Deutschland bereits mit einer Viel-
zahl von Entwicklungsländern abgeschlossen hat. 
Diese Verträge tragen zugleich den Bestimmungen 
des Haushaltsgesetzes Rechnung. Danach kann der 
Bund zur Absicherung des politischen Risikos bei 
förderungswürdigen Kapitalanlagen im Ausland 
Bürgschaften, Garantien und sonstige Gewährlei-
stungen in der Regel dann übernehmen, wenn zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und dem 
Land, in dem die Kapitalanlage vorgenommen wird, 
eine Vereinbarung über die Behandlung von Kapi-
talanlagen besteht. Die Bestimmungen enthalten 
im einzelnen das allgemeine Prinzip einer gerech-
ten und billigen Behandlung, die Grundsätze der 
Inländerbehandlung und der Meistbegünstigung 
und Anforderungen an die Entschädigung im Falle 
einer Enteignung. Darüber hinaus ist das Prinzip 
des freien Verkehrs von Kapital und Erträgen fest-
gelegt. Der Vertrag gilt auch für sog. Altinvestitio-
nen, d. h. für Kapitalanlagen, die schon vor dem 
Inkrafttreten des Vertrages vorgenommen worden 
sind. 

Darüber hinaus sieht er bei Meinungsverschieden-
heiten vor, daß jede Vertragspartei berechtigt ist, 
ein ad hoc zu bildendes Schiedsgericht anzurufen. 

Die Bundesregierung strebt ein möglichst umfas-
sendes Netz von Kapitalschutzabkommen an, um 
der Unsicherheit der privaten Investoren entgegen-
zuwirken, die durch Forderungen nach einer neuen 
Weltwirtschaftsordnung, durch Umstürze und Revo-
lutionen begründet worden ist. Die Bundesregie-
rung hat sich besonders auf ärmere Entwicklungs-
länder konzentriert. Die Abkommen dienen dar-
über hinaus dazu, ein gutes Investitionsklima zu 
schaffen, das nach dem Haushaltsrecht eine der 
Voraussetzungen für die Förderung privater Inve-
stitionen ist. 

Der deutsch-burundische Vertrag vom 10. Septem-
ber 1984 entspricht voll dem deutschen Musterver

-

trag, der auch Grundlage zahlreicher entsprechen

-

der Verträge mit anderen Entwicklungsländern ist. 

Das Protokoll enthält u. a. ein Diskriminierungsver-
bot hinsichtlich der Transportunternehmen der an-
deren Vertragspartei für Transporte im Zusammen-
hang mit der Vornahme von Kapitalanlagen. 

II. Beratung 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat den Gesetzentwurf 
in seiner 41. Sitzung am 19. Juni 1985 eingehend be-
raten. Er hat dabei die Stellungnahme des mitbera-
tenden Ausschusses für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit vom 12. Juni 1985 einbezogen. Dieser hat aus 
entwicklungspolitischer Sicht beschlossen, die un-
veränderte Annahme des Gesetzentwurfs zu emp-
fehlen. 

Der Vertreter der Fraktion DIE GRÜNEN bean-
standete, daß Investitionsförderungsverträge ent-
sprechend der Vorlage die Handlungsautonomie 
der betroffenen Entwicklungsländer in großem 
Maße einschränkten. Diese Staaten hätten nicht die 
Möglichkeit, die Rückführung der Investitionen zu 
kontrollieren. Sie gerieten in immer stärkere Ab-
hängigkeit. Die Sicherungsklauseln seien zwar für 
die Investoren wünschenswert, führten jedoch für 
die Entwicklungsländer zu unzumutbaren Bedin-
gungen. Demgegenüber wurde ausgeführt, die hohe 
Zahl der besonders mit Entwicklungsländern abge-
schlossenen Investitionsförderungsverträge mache 
deutlich, daß diese Staaten der Auffassung seien, 
ausländische Investitionen könnten einen positiven 
Beitrag zum Aufbau der Wirtschaft in ihren Län-
dern leisten. In Zusammenhang mit den Verträgen 
würden keine Verknüpfungen mit Zusagen für ir-
gendwelche wirtschaftlichen Hilfen hergestellt. Al-
lerdings müßten Rahmenbedingungen geschaffen 
werden, die der Unsicherheit der privaten Investo-
ren entgegenwirkten. 

Der Ausschuß für Wirtschaft empfiehlt dem Deut-
schen Bundestag mit der großen Mehrheit der Mit-
glieder der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und 
FDP gegen die Stimme des Vertreters der Fraktion 
DIE GRÜNEN, dem Gesetzentwurf zuzustimmen. 

Auhagen 

Berichterstatter 




